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Erhöhung der Mehrwertsteuer kann Gemeinden in die roten Zahlen drücken

Staatshaushalt nicht auf Kosten der Gemeinden sanieren

Stuttgart.  Am Aufkommen der geplanten Mehrwertsteuererhöhung müssen auch die Städte und Gemeinden beteiligt werden. Das forderte der Landesvorstand des Gemeindetags in seiner heutigen Sitzung. „Die Gemeinden sind in hohem Maß Mehrwertsteuerzahler. Wenn sie nicht wie bisher am Steuerertrag beteiligt werden, rutschen die Kommunen schnell in die roten Zahlen,“ sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

Die Ausgaben der Kommunen in Baden-Württemberg werden sich durch eine Steuererhöhung um 3 Prozentpunkte jährlich um rund 180 Millionen Euro erhöhen, schätzt der Gemeindetag. Die Gemeinden sind mit dem ganz überwiegenden Teil ihrer Sachausgaben und Investitionen Mehrwertsteuerzahler. Nur in wenigen Bereichen sind sie – wie Gewerbetreibende – zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Wird das Aufkommen der Mehrwertsteuer wie bisher auf Bund, Länder und Gemeinden verteilt, bleiben den Gemeinden im günstigsten Fall unter dem Strich rund 200 Millionen Euro übrig. Wird, wie im Berliner Koalitionsvertrag vereinbart, ein Prozent für die Senkung der Lohnnebenkosten einbehalten, bleiben den Gemeinden in Baden-Württemberg nur noch rund 80 Millionen Euro netto. „Wenn der Bund einen noch größeren Teil der Mehreinnahmen vorab einbehält oder wenn das Land seinen Zuwachs nicht anteilig an die Gemeinden weiter leitet, sind wir schnell in den roten Zahlen,“ warnte Kehle. „Ich warne dringend davor, den Bundeshaushalt auf Kosten der Gemeinden zu sanieren.“ Auch eine Entlastung der Sozialkassen oder eine Reduzierung der Lohnnebenkosten zu kommunalen Lasten komme nicht in Frage.

Der Gemeindetag erwartet von der Landesregierung, dass sie im Bund die Interessen ihrer Gemeinden vertrete. Vom Steueranteil des Landes müssten die Kommunen den ihnen zustehenden Anteil bekommen. „Ich sehe keinen Grund, hier nach den Prinzip der ‚klebrigen Finger’ zu verfahren und den kommunalen Steueranteil einzubehalten,“ sagte Kehle.
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